
 

Trotz negativer Vernehmlassungs-Bilanz zeigt sich die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Ständerats (WAK-S) unbelehrbar: Sie hält an ihrem Frontalangriff auf den Gesundheitsschutz der 
Arbeitnehmenden fest. Das ist unverständlich - und unverantwortlich. Denn es wäre nun Zeit, die 
Übung für längere Arbeitszeiten und weniger Arbeitszeiterfassung abzubrechen. 

Zur Erinnerung: Mit der auf die Vorstösse von Karin Keller-Sutter und Konrad Graber zurückgehenden 
Revision des Arbeitsgesetzes will die Ständeratskommission die wöchentliche Höchstarbeitszeit, die 
maximale tägliche Überzeitarbeit und für einen grossen Teil der Arbeitnehmenden die Pflicht zur 
Arbeitszeiterfassung abschaffen. Gleichzeitig will sie das Sonntagsarbeitsverbot aufweichen und für 
leitende Angestellte sowie FachspezialistInnen Sonntagsarbeit einführen. 

Gemäss den neusten Beschlüssen der WAK werden zwar die Arbeiten rund um die Frage der 
Arbeitszeiterfassung sistiert. Diese können aber jederzeit wieder aufgenommen werden. Damit ist 
dieser Entscheid blosse Verzögerungs- und Verschleierungstaktik. Das Festhalten an den anderen 
Deregulierungsplänen zeigt, dass die WAK die scharfe Kritik und den breiten Widerstand aus der 
Vernehmlassung in den Wind schlägt. Das ist inakzeptabel, denn ein Grossteil der Kantone, die 
Gewerkschaften und andere Arbeitnehmerorganisationen, Verbände im Gesundheitswesen sowie 
die Kirchen haben sich dabei klar gegen die Vorhaben ausgesprochen. 

Studien zeigen es deutlich: Immer mehr Leute leiden unter Stress am Arbeitsplatz und den damit 
verbundenen gesundheitlichen Folgen. Die Allianz gegen Stress und Gratisarbeit wird diese Vorlage 
vehement bekämpfen. Die darin vereinigten Organisationen wissen dabei eine Mehrheit der 
Bevölkerung hinter sich. Denn 15-Stunden-Arbeitstage, 73,5-Stunden-Wochen und eine immer öfter 
gestörte Sonntagsruhe finden in einer Abstimmung keine Mehrheit. 
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